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niſchen Beſtimmungen ꝶß ces ceeneneen: 


1. Allgemeine Sachen, die Zölle und Verbrauchsabgaben 
gemeinschaftlich betreffen 


V, 2 (1, 4, 6, 8) Erleichterungen für den Grenzverkehr 


Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung vom 27. Dezember 
1935 (D 5/67412/35). $ laß N 239/35 D.St. 
935 (Dev. A 5/67412/35). Runder aß Nr. 07/5 Ec. St. 
I. Begriffsbeſtimmungen. 
II. Mitführung von 10 %% durch Grenzbewohner 
bei jedem Grenzübertritt. 
III. Marktbeſucherverkehr. 
IV. Überbringung von Lohnbeträgen ins Ausland 
durch Grenzgänger. 
V. Überbringung von Beträgen aus freien Reichs 
markguthaben ins Ausland. 

VI. Wechſelverkehr in durchgehenden Eiſenbahnzügen 
und in Grenzorten. 

Verhütung von Mißbräuchen in den Fällen der 
Abſchnitte IV- VI. 

Geldverkehr von Ausländern, die nach Deutſchland 
ein⸗ oder aus Deutſchland ausreiſen. 

IX. Dienſtreiſebeſcheinigung. 

X. Schlußbeſtimmungen. 

Auf Grund von § 28 Abf. 5 des Geſetzes über die 
Deviſenbewirtſchaftung vom 4. 2. 1935 (RGBl. TS. 106) 
ordne ich im Einvernehmen mit dem Herrn Reichsminiſter 
der Finanzen und dem Reichsbank⸗Direktorium unter Auf- 
hebung von 

RE 32/34 D. St. ), 
RE 55/34 D. St., Abſchnitt II Ziffer 2, 


) NZ Bl. 1934 S. 263 


VII. 


VIII. 


RE 124/34 D. St., Abſchnitt B IIe), 
6/35 D. St. 
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— Ue. St. 
145/35 D. St. 
De Ue. St. 


Allgem. Erl. 1 22 367/34 v. 1. 8. 34, 
Allgem. Erl. A 37 844/34 v. 13. 10. 34, 
Allgem. Erl. A 1466/35 v. 10. 1. 35, 


folgendes an: 
I 


1. Grenzgebiete im Sinne dieſes Erlaſſes find die 

Grenzbezirke beiderſeits der Landesgrenze in der 

räumlichen Ausdehnung, wie fie nach den Staatsver⸗ 

trägen für den kleinen Grenzverkehr auf dem Gebiet 
der fachlichen Erleichterungen gilt. Als zum Grenz— 
gebiet in dieſem Sinne gehörend gelten ferner die⸗ 
jenigen Orte, die von der zuſtändigen Devifenftelle 

im Hinblick auf die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe be⸗ 

ſonders beſtimmt werden. 

Grenzorte im Sinne dieſes Erlaſſes ſind die Orte, 

in denen ſich eine Grenzzollſtelle befindet. 

3. Wechſelſtuben ſind die in der Bekanntmachung 
des Reichsbank⸗Direktoriums über den Verkehr mit 
ausländiſchen Zahlungsmitteln vom 17. Oktober 
1935 (DRAnz. Nr. 243) Abſchnitt II aufgeführten 
Geldwechſler, Bahnhofswechſelſtuben, Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften und öffentlich⸗rechtlichen Kreditinſtitute, 


2) RZDL. 1934 ©. 604 
) RZB. 1935 S. 54 


70 


4. Soweit in dieſem Erlaſſe von der Überbringung 
von Zahlungsmitteln uſw. ins Ausland geſprochen 
wird, iſt hierunter nur die unmittelbare Mitnahme 
einſchließlich der Mitführung im Handgepäck, nicht 
auch die Verſendung oder Mitführung im auf- 
gegebenen Reiſegepäck zu verſtehen. 
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Inländer, die im inländiſchen Grenzgebiet 
anſäſſig und im Beſitz eines Grenzausweiſes ſind, ſowie 
Ausländer, die im ausländiſchen Grenzgebiet 
anſäſſig und im Beſitz eines Grenzausweiſes ſind, können 
ohne Genehmigung bis zu 10 %% in inländiſchen 
Scheidemünzen — nicht in Reichsmarknoten — bei jedem 
Grenzübertritt ins Ausland überbringen. Die Aber⸗ 
bringung von inländiſchen Scheidemünzen ins Ausland 
wird durch Inanſpruchnahme der Freigrenze oder einer 
Genehmigung nicht ausgeſchloſſen. 


Zu Wareneinkäufen dürfen Inländer die gemäß Abſ. 1 
ins Ausland überbrachten Scheidemünzenbeträge nur dann 
verwenden, wenn es ſich um Barkäufe handelt und die 
Waren für den eigenen hauswirtſchaftlichen, landwirt⸗ 
ſchaftlichen oder gewerblichen Bedarf beſtimmt ſind. Eine 
Verwendung der Beträge zum Einkauf ſolcher Waren, die, 
ohne eine weſentliche, wirtſchaftlich gerechtfertigte Be- 
oder Verarbeitung erfahren zu haben, weiter veräußert 
werden ſollen, iſt alſo unzuläſſig. Da nur Barkäufe er⸗ 
folgen dürfen, iſt die — ratenweiſe — Abtragung von 
Warenſchulden oder die Bezahlung eines Gegenftandes, 
deſſen Kaufpreis 10 Re überſchreitet, mit den nach 
Abſ. 1 ins Ausland überbrachten Scheidemünzenbeträgen 
nicht ſtatthaft. 

Inländer dürfen im Inland auch an ſolche Ausländer, 
die im ausländiſchen Grenzgebiet anſäſſig und im Beſitz 
eines Grenzausweiſes ſind, nur im Rahmen der allge⸗ 
meinen Beſtimmungen Zahlungen leiſten, alſo ohne Ge- 
nehmigung nur bis zu 10 % je Perſon und Monat 
(Freigrenze). 

Die Präſidenten der Landesfinanzämter (Deviſenſtellen) 
ſind ermächtigt, wenn es die Verhältniſſe für den Waren⸗ 
verkehr im Grenzgebiet ihres Bezirks erfordern, ein- 
ſchränkende Beſtimmungen zu erlaſſen, ſoweit dem nicht 
Beſtimmungen der Abkommen mit dem angrenzenden 
Lande entgegenſtehen. Von dieſer Ermächtigung darf nur 
nach Einholung meiner Zuſtimmung Gebrauch gemacht 
werden. 

III. 


Ausländiſche Beſucher von Märkten im 
deutſchen Grenzgebiet ſind berechtigt, den auf dem 
Markt erzielten Erlös für Waren ihres Wohnſitzlandes 
bis zum Betrage von 50 F je Markktag ohne Ge- 
nehmigung der Deviſenſtelle und ohne Eintragung im 
Reiſepaß in deutſchen Scheidemünzen — nicht in Reichs 
marknoten — an dem Markttage oder dem darauffolgen- 
den Werktage ins Ausland zu überbringen. Der Ein⸗ 
bringer hat eine ſchriftliche Auſſtellung der Waren unter 
Angabe des Verkaufs wertes, nach Warenarten ge 
trennt, der Grenzzollſtelle beim Eingang vorzulegen, 
welche die Angaben prüft und die Richtigkeit der Wert⸗ 
angaben auf der Aufſtellung beſcheinigt. Als Verkaufs⸗ 
werte ſind die auf den deutſchen Märkten geltenden Preiſe 
zugrunde zu legen. Die Aufſtellung iſt bei der Rückkehr 
ins Ausland an die Eingangszollſtelle abzugeben. 

Inländer dürfen über den Freigrenzebetrag von 
10 H, je Kalendermonat hinaus ohne Genehmigung 
nur inſoweit Zahlungen an die ausländiſchen Markt⸗ 
beſucher leiſten, als es ſich um die Bezahlung von auf 
dem Markt gekauften Waren für den eigenen hauswirt⸗ 
ſchaftlichen, landwirtſchaftlichen oder gewerblichen Bedarf 
handelt. Eine Bezahlung von Waren, die weiterveräußert 
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werden ſollen, ohne eine weſentliche, wirtſchaftlich ge⸗ 
rechtfertigte Be⸗ oder Verarbeitung erfahren zu haben, 
iſt alſo unzuläſſig. 


Die Präſidenten (Deviſenſtellen) find ermächtigt, wenn 
es die Verhältniſſe erfordern, den Betrag von 50 AM 
herabzuſetzen, ſoweit dem nicht Beſtimmungen der Ab⸗ 
kommen mit dem angrenzenden Land entgegenſtehen. Von 
dieſer Ermächtigung darf nur nach Einholung meiner 
Zuſtimmung Gebrauch gemacht werden. 


IV. 


Im ausländiſchen Grenzgebiet anfäffige 
Perſonen, die regelmäßig Arbeitslöhne, Ge- 
hälter, Penſionen, Renten und ähnliche Be— 
züge von im inländiſchen Grenzgebiet an- 
ſäſſigen Arbeitgebern (Kaſſen) beziehen und 
regelmäßig die Grenze an einer beſtimmten Stelle über- 
ſchreiten, dürfen unter den nachſtehenden Vorausſetzungen 
ohne Genehmigung der Devifenftelle und ohne Ein- 
tragung im Reiſepaß oder Abgabe der in Abſchnitt III 
der Bekanntmachung des Reichsbank-Direktoriums vom 
17. Oktober 1935 (DR Anz. Nr. 243) vorgeſehenen Er- 
klärung dieſe Bezüge bis zum Höchſtbetrag von 300 N K. 
monatlich im Inland bei Deviſenbanken oder in Erweite- 
rung der Beſtimmungen des Abſchnitts II der genannten 
Bekanntmachung Wechſelſtuben in die Währung ihres 
Wohnſitzlandes umwechſeln laſſen und den Gegenwert in 
dieſer ausländiſchen Währung ins Ausland überbringen. 
Sie haben bei der Umwechflung eine Beſcheinigung ihres 
Arbeitgebers oder der ihre Bezüge auszahlenden Kaſſe 
vorzulegen, aus der Name, Wohnort, Höhe der Bezüge 
und Zahltag erſichtlich ſind. Die Beſcheinigung iſt in 
deutlicher Überſchrift als »Lohnbeſcheinigung« zu kenn⸗ 
zeichnen. Die umwechſelnde Deviſenbank oder Wechſelſtube 
hat auf der Lohnbeſcheinigung Betrag und Datum der 
Umwechſlung zu vermerken. Die Lohnbeſcheinigung iſt 
beim Überſchreiten der Grenze nach dem Ausland bei der 
Grenzzollſtelle abzugeben. Die Befreiung von der Ge— 
nehmigung gilt nur innerhalb einer Woche, nach dem aus 
der Lohnbeſcheinigung erſichtlichen Zahltag. Die Arbeit⸗ 
geber und Zahlſtellen haben Liſten der von ihnen mit 
Lohnbeſcheinigungen verſehenen Arbeitnehmer und Emp⸗ 
fangsberechtigten unter Angabe der an fie gezahlten Be- 
träge anzulegen und eine Abſchrift an die zuſtändige 
Grenzzollſtelle zu leiten. Inländiſche Zahlungsmittel 
dürfen auf Grund dieſer Beſtimmung nicht ins Ausland 
überbracht werden. 


Für Bezüge, die den Betrag von 300 N monatlich 
überſteigen, verbleibt es für den Mehrbetrag bei den 
allgemeinen Vorſchriften. 

Zur Klarſtellung wird hervorgehoben, daß die inlän⸗ 
diſchen Arbeitgeber zur Auszahlung der Arbeitslöhne uſw. 
an ihre im ausländiſchen Grenzgebiet anſäſſigen Arbeit⸗ 
nehmer einer Genehmigung nach § 11 des Deviſengeſetzes 
bedürfen. 

V. 

Im ausländiſchen Grenzgebiet anſäſſige 
Perſonen, die im Beſitze eines Grenzausweiſes 
find und ein freies Reichsmarkkonto bei einem 
Kreditinſtitut im inländiſchen Grenzgebiet 
unterhalten, können ohne Genehmigung und ohne 
Eintragung im Reiſepaß oder Abgabe der in Abſchnitt ILL 
der Bekanntmachung des Neichsbank Direktoriums vom 
17. Oktober 1935 (DRAnz. Nr. 243) vorgeſehenen Er- 
klärung bis zu 300 % monatlich von dieſem Konto 
nach dem Ausland überweiſen oder in bar abgehobene Be⸗ 
träge bei Deviſenbanken oder Wechſelſtuben in die 
Währung ihres Landes umwechſeln laſſen und ſodann in 
das Ausland überbringen. Reichsmarkbeträge dürfen auf 
Grund dieſer Beſtimmung nicht ins Ausland überbracht 


*. 


werden. Im Falle der Barabhebung hat ihnen das konto⸗ 
führende Kreditinſtitut eine Beſcheinigung auszuhändigen, 
in der unter Angabe des Namens des Berechtigten oder 
ſeines Beauftragten ſowie des Tages der Abhebung be⸗ 
ſtätigt wird, daß der Betrag ſich innerhalb der monatlichen 
Grenzen von 300 Ne hält. Die Beſcheinigung gilt nur 
für den Tag der Abhebung des Betrages und den darauf⸗ 
folgenden Werktag und iſt beim Überſchreiten der Grenze 
nach dem Ausland der Grenzzollſtelle abzugeben. Die 
Kreditinſtitute haben die Beſcheinigung in doppelter Aus⸗ 
fertigung auszuſtellen und fortlaufend zu numerieren. 
Zum 6. jedes Monats haben ſie eine Aufſtellung über die 
von ihnen ausgeſtellten Beſcheinigungen der zuſtändigen 


Deviſenſtelle unter Beifügung der Doppel der Beſcheini⸗ 
gungen einzureichen. 


VI. 


er Reiſende können bei der Aus⸗ 
reiſe in durchgehenden Eiſenbahnzügen und 
in Grenzorten Reichsmarkbeträge, deren Gegenwert 
in Deviſen fie im Rahmen der Freigrenze (bis zu 107% 
oder auf Grund einer Dringlichkeitsbeſcheinigung (bis zu 
weiteren 50 %,) ins Ausland überbringen wollen, 
gegen Eintragung im Reiſepaß durch Deviſenbanken oder 
Wechſ elſtuben in ausländiſche Geldſorten umwechſeln, ohne 
daß es der in Abſchnitt III der Bekanntmachung des 
Neichebank Direktoriums vom 17. Oktober 1935 (DR Anz. 
Nr. 243) vorgeſchriebenen ſchriftlichen Erklärung bedarf. 


VII. 
Die Deviſenbanken und Wechſ e 
6 ichſelſtuben haben 
die Umwechſlung in den Fällen . Ab⸗ 


ſchnitte IV bis VI zu verweigern, wenn fie aus 
beſonderen Umſtänden, insbeſondere aus der Häufigkeit 
von Umwechſlungsgeſchäften derſelben Perſon oder 
mehrerer, einer beſtimmten Perſon naheſtehenden Per- 
ſonen den Eindruck gewinnen, daß die zugelaſſenen Er⸗ 
leichterungen ausgenutzt werden, um die Deviſenbeſtim⸗ 
mungen zu umgehen. Sie find zur Anzeige an die zu⸗ 
ſtändige Deviſenſtelle verpflichtet, wenn der Verdacht einer 
ſolchen Umgehung vorliegt. Neben den Behörden und 
Beamten des Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes haben ihnen 
auch die Amtsträger der Reichszollverwaltung bei der 
Feſtſtellung unbekannter verdächtiger Perſonen Hilfe zu 
leiften (§S 21 der Durchführungsverordnung zum Deviſen⸗ 
geſetz vom 4. Februar 1935). 


VIII. 


Für den Geldverkehr von Ausländern, die 
nach Deutſchland ein oder aus Deutſchland 
ausreiſen, gilt folgendes: 


A. Bei der Einreiſe: 

Jeder Ausländer wird bei der Einreiſe nach Deutſch⸗ 
EN durch den Dollabfertigungsbeamten nach a 
die ben des Herrn Reichsminiſters der Finanzen auf 
die bon ie hingewieſen, ſich eine Beſcheinigung über 
1. im eingebrachten Zahlungsmittel und Wert⸗ 
e (Grenzbeſcheinigung) ausſtellen zu laſſen. 

9 9 0 Beſcheinigung iſt nach dem als Anlage 1 beige- 
füg en Muſter auszuſtellen. Das Muſter kann entſprechend 
den örtlichen Verhältniſſen geändert werden. 

Die Geltungsdauer der Grenzbeſcheinigung i 

f d a iſt au 
. 1 0 A Reiſenden Aber de dene 

nes Aufenthalts in Deutſchland rf je 
drei Monate nicht überſteigen. a 

Die Deviſenſtellen können auf A i 

- | ntrag die Geltungs- 
dauer bis auf insgeſamt ein Jahr verlängern. > 


Regiſtermarkrei ind in di ini e 
nicht Ange chere ſind in die Grenzbeſcheinigungen 
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Neichsmarknoten find auch dann nicht in die Grenz⸗ 
beſcheinigung aufzunehmen, wenn der Betrag ſich im 
Rahmen des durch Ri. II/ 83 zur Einbringung durch Aus⸗ 
länder im Reiſeverkehr zugelaſſenen Betrages von 30 . 
hält, da dieſer Betrag lediglich zur Deckung der erſten im 
Inlande entſtehenden Reiſeausgaben dienen ſoll. 

Die Erteilung der Grenzbeſcheinigung iſt nach näherer 
Anweiſung des Herrn Neichsminiſters der Finanzen in 
dem Reiſepaß zu vermerken. 


B. Bei der Ausreiſe: 
1. Grenzbeſcheinigung 

Ausländer können die laut Grenzbeſcheinigung gſiehe 
oben unter A) bei der Einreiſe nach Deutſchland eingeführ 
ten Zahlungsmittel und Wertpapiere ohne Genehmigung 
der Deviſenſtelle innerhalb der Geltungsdauer der Be 
ſcheinigung bei der Ausreiſe wieder ins Ausland über 
bringen. 

Sie können Reichsmarkbeträge, die fie im Inland durch 
Umwechſlung von laut Grenzbeſcheinigung eingeführten 
ausländiſchen Zahlungsmitteln erlangt und nicht ver 
braucht haben, vor ihrer Ausreiſe ins Ausland bei 
Deviſenbanken oder Wechſelſtuben ohne Genehmigung und 
ohne Eintragung im Reiſepaß wieder in Deviſen zurück 
wechſeln. Dies gilt nur inſoweit, als die Deviſenbank 
oder Wechſelſtube, welche die Umwechſlung in Reichsmark 
vorgenommen hat, dies auf der Grenzbeſcheinigung oder 
auf einem mit ihr verbundenen Blatt beſcheinigt hat. 
Die Deviſenbanken und Wechſelſtuben haben bei der Um— 
wechſlung zu vermerken, ob der Gegenwert der auslän— 
diſchen Zahlungsmittel in bar ausgezahlt oder einem 
freien Reichsmarkkonto gutgeſchrieben worden iſt, in letz 
terem Falle darf eine Zurückwechſlung nur zu Laſten des 
durch die frühere Ummvechflung entſtandenen freien Reichs- 
markguthabens erfolgen. Die Jurückwechſlung in auslän 
diſche Zahlungsmittel iſt auf der Grenzbeſcheinigung zu 
vermerken. 

Dieſe Zahlungsmittel dürfen nur in derſelben Währung 
und Zahlungsmittelart wieder ins Ausland überbracht 
werden, in der ſie eingebracht worden ſind. 

Bei der Wiederausreiſe iſt die Grenzbeſcheinigung an 
den Zollbeamten abzugeben. 


2. Auszahlungsbeſcheinigung 

Ausländer, denen während ihres vorübergehenden Auf 
enthaltes in Deutſchland aus dem Ausland ausländiſche 
Zahlungsmittel nachgeſandt werden, können dieſe Zah⸗ 
lungsmittel ohne Genehmigung der Devifenftelle ins Aus— 
land überbringen, wenn ſie eine noch gültige Auszahlungs— 
beſcheinigung des inländiſchen Kreditinſtitutes, durch 
deſſen Vermittlung die Auszahlung erfolgt iſt, nach dem 
aus Anlage 2 erſichtlichen Muſter vorweiſen. 

Die Geltungsdauer der Auszahlungsbeſcheinigung iſt 
entſprechend der Erklärung des Reiſenden über die Dauer 
feines Aufenthalts in Deutſchland feſtzuſetzen, darf jedoch 
drei Monate nicht überſteigen. 

Die Devifenftellen können auf Antrag die Geltungs 
dauer bis auf insgeſamt ein Jahr verlängern. 

Die Kreditinſtitute haben bei der Ausſtellung der Aus- 
zahlungsbeſcheinigung in dem Reiſepaß des Ausländers 
folgenden Vermerk anzubringen: 

»Auszahlungsbeſcheinigung erteilt. 
Gais 6 udn K. 


Ausländer können ohne Genehmigung die ihnen infolge 
der ſofortigen Umwechſlung von ausländiſchen Zahlungs⸗ 
mitteln ausgezahlten und nicht verbrauchten Reichsmark— 
beträge oder ſpäter in Neichsmark umgewechſelten aus- 
ländiſchen Zahlungsmittel vor ihrer Ausreiſe ins Ausland 
bei Deviſenbanken oder Wechſelſtuben in ausländiſche 
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Zahlungsmittel zurückwechſeln. Bezieht ſich die Beſcheini⸗ 
gung auf ausländiſche Zahlungsmittel, ſo gilt dies nur, 
wenn die Deviſenbank oder Wechſelſtube, welche die ſpätere 
Umwechſlung in Reichsmark vorgenommen hat, dies auf 
der Auszahlungsbeſcheinigung oder auf einem mit ihr ver⸗ 
bundenen Blatt beſcheinigt hat. Die Deviſenbanken und 
Wechſelſtuben haben bei der Umwechſlung zu vermerken, 
ob der Gegenwert der ausländiſchen Zahlungsmittel in bar 
ausgezahlt oder einem freien Reichsmarkkonto gutge⸗ 
ſchrieben worden ift; in letzterem Falle darf eine Zurück⸗ 
wechſlung nur zu Laſten des durch die frühere Umwechſ— 
lung entſtandenen freien Reichsmarkguthabens erfolgen. 
Die Zurückwechſlung in ausländiſche Zahlungsmittel iſt 
auf der Auszahlungsbeſcheinigung zu vermerken. 

Die Zahlungsmittel dürfen nur in derſelben Währung 
ins Ausland überbracht werden, in der ſie eingeſandt 
worden ſind. 

Die Kreditinſtitute haben ein Doppel der ausgeſtellten 
Auszahlungsbeſcheinigungen zurückzubehalten und der für 
fie zuſtändigen Deviſenſtelle bis zum 6. eines jeden Monats 
einzureichen. 

Die Beſcheinigungen ſind bei der Wiederausreiſe an den 
Zollbeamten abzugeben. 

Erhält ein Ausländer während ſeines vorübergehenden 
Aufenthalts in Deutſchland eine Zahlung aus dem Aus- 
land durch Poſtanweiſung, ſo gilt der Poſtabſchnitt als 
Auszahlungsbeſcheinigung für aus dem Ausland über- 
wieſene ausländiſche Zahlungsmittel. Die Aberbringung 
der ausländiſchen Zahlungsmittel nach dem Ausland auf 
Grund des Poſtabſchnitts iſt nur innerhalb von drei 
Monaten nach Auszahlung des Betrages zuläſſig. Die 
Deviſenſtellen können auf Antrag die Geltungsdauer bis 
auf insgeſamt ein Jahr verlängern. Die Deviſenbank 
oder Wechſelſtube hat die Abgabe von ausländiſchen Zah⸗ 
lungsmitteln auf Grund des Poſtabſchnitts auf dieſem 
oder auf einem mit ihm verbundenen Blatt zu vermerken. 
Die ausländiſchen Zahlungsmittel dürfen nur in der 
Währung des Landes abgegeben werden, in dem die Vojt- 
anweiſung aufgegeben worden iſt. Der Poſtabſchnitt iſt 
bei der Wiederausreiſe an den Zollbeamten abzugeben. 


3. Sonſtiger Nachweis der Einbringung 


Auch ſonſt iſt die Überbringung von in- oder auslän⸗ 
diſchen Zahlungsmitteln — ausgenommen Reichsmark— 
noten — und von Wertpapieren ins Ausland durch einen 
vorübergehend nach Deutſchland eingereiſten Ausländer 
ohne Genehmigung zuläſſig, wenn er in anderer Weiſe 
als durch gültige Grenzbeſcheinigung oder 
gültige Auszahlungsbeſcheinigung (Poſtab— 
ſchnitt) nachweiſt oder glaubhaft macht, daß er 
dieſe Zahlungsmittel und Wertpapiere bei ſeiner Einreiſe 
aus dem Ausland mitgebracht oder während ſeines Aufent⸗ 
halts im Inland aus dem Ausland zugeſandt erhalten hat 
(vgl. Abſchnitt II 28h der Richtlinien für die Devifen- 
bewirtſchaftung). Die Überbringung iſt nur zuläſſig inner⸗ 
halb von drei Monaten nach der Einreiſe oder dem Tage 
der ſpäteren Zuſendung der Zahlungsmittel und Wert⸗ 
papiere. 

Nach Ablauf der drei Monate iſt die Überbringung ins 
Ausland nur mit Genehmigung der Devifenftelle zuläſſig. 
Die Genehmigung kann erteilt werden, wenn die Einfuhr 
oder die Nachſendung aus dem Ausland nachgewieſen oder 
glaubhaft gemacht wird, jedoch nur für einen Zeitraum 
von insgeſamt einem Jahr. 

Hat ſich ein Ausländer keine Grenzbeſcheinigung über 
eingebrachte oder keine Auszahlungsbeſcheinigung über aus 
dem Ausland ihm zugeſandte ausländiſche Zahlungsmittel 
ausſtellen laſſen, ſo kann er bei einer Deviſenbank oder 
Wechſelſtube gegen Paßeintragung Reichsmark für 
die Ausreiſe in ausländiſche Zahlungsmittel zurückwechſeln, 
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wenn er eine auf ſeinen Namen lautende Abrechnung einer 
Deviſenbank oder Wechſelſtube über die Umwechflung eines 
entſprechenden Deviſenbetrages in Reichsmark vorweiſt. 
Die Deviſenbanken und Wechſelſtuben haben bei der Um⸗ 
wechſlung zu vermerken, ob der Gegenwert der auslän⸗ 
diſchen Zahlungsmittel in bar ausgezahlt oder einem 
freien Reichsmarkkonto gutgeſchrieben worden ift; in 
letzterem Falle darf eine Zurückwechſlung nur zu Laſten 
des durch die frühere Umwechſlung entſtandenen freien 
Reichsmarkguthabens erfolgen. Die Zurückwechſlung in 
ausländiſche Zahlungsmittel iſt auf der Abrechnung zu 
vermerken. Vor der Zurückwechſlung haben die Deviſen⸗ 
banken und Wechſelſtuben die Reiſepäſſe auf Vermerke 
über Grenz⸗ oder Auszahlungsbeſcheinigungen durchzu⸗ 
ſehen. Finden ſich in den Reiſepäſſen unentwertete Ver- 
merke dieſer Art, ſo iſt die Zurückwechſlung nur vorzu— 
nehmen, wenn glaubhaft nachgewieſen wird, daß die in 
den Grenz- oder Auszahlungsbeſcheinigungen aufgeführten 
ausländiſchen Zahlungsmittel nicht mit den in der Abrech— 
nung genannten identiſch ſind. Die Deviſenbanken und 
Wechſelſtuben, die Zurüdwechflungen vornehmen, haben 
die Unterlagen, auf Grund deren ſie dieſe vorgenommen 
haben, monatlich an die für fie zuſtändige Deviſenſtelle 
einzureichen. Die Abrechnung iſt bei der Wiederausreiſe 
an den Zollbeamten abzugeben. 

Beſitzt der Ausländer zwar eine Grenzbeſcheinigung, 
Auszahlungsbeſcheinigung (Poſtabſchnitt) oder Bank— 
abrechnung über ausländiſche Zahlungsmittel, hat er aber 
vor dem Grenzübertritt die in Reichsmark umgewechſelten 
Zahlungsmittel nicht zurückgewechſelt, ſo kann er nur 
innerhalb der Freigrenze von 10 RM inländiſche Scheide⸗ 
münzen nach dem Ausland überbringen oder ausländiſche 
Zahlungsmittel erwerben und ins Ausland überbringen. 

Im übrigen iſt eine Überbringung von Reichsmark— 
beträgen an Stelle von eingeführten ausländiſchen Zab- 
lungsmitteln nicht ſtatthaft. 

Wenn ein ausländiſcher Reiſender Reichsmarkbeträge, 
die er bei der Ausreiſe ordnungsmäßig angemeldet hat, 
nach vorſtehendem aber nicht ins Ausland überbringen 
darf, nicht mehr zurückwechſeln kann oder will, ſo ſind 
dieſe Reichsmarkbeträge entweder von der Grenzzollſtelle 
zu verwahren oder auf Sperrkonto bei einer Deviſenbank 
oder einer Wechſelſtube der Deutſchen Verkehrs⸗Kredit 
Bank einzuzahlen. Auch über ſolche Beträge, die von der 
Grenzzollſtelle in Verwahrung genommen ſind, kann der 
ausländiſche Reiſende nur mit Genehmigung der für die 
Grenzzollſtelle zuſtändigen Deviſenſtelle verfügen. Die 
Einholung der Genehmigung muß dem Reiſenden über- 
laſſen bleiben. Nicht zur Ausfuhr zugelaſſene Beträge 
bis zu 50 N, können von den Grenzzollſtellen, den 
Deviſenbanken und den Wechſelſtuben der Deutſchen Ver⸗ 
kehrs⸗Kredit-Bank ohne Genehmigung der Deviſenſtelle an 
den ausländiſchen Reiſenden im Inland wieder ausgezahlt 
oder zu Inlandszahlungen für Rechnung des Reiſenden 
freigegeben werden. 

Die Beſtimmungen des vorſtehenden Abſatzes finden 
auch auf alle übrigen Reichsmarkbeträge Anwendung, für 
die der ausländiſche Reiſende eine Berechtigung zur Aus⸗ 
fuhr nicht nachweiſen oder glaubhaft machen kann; die 
Vorſchriften über die Freigrenze bleiben unberührt. Reichs 
markbeträge, die aus Regiſterguthaben ſtammen, müſſen 
jedoch ſtets auf Reiſeverkehrs⸗Sonderkonto zurücküber⸗ 
wieſen werden; die Annahme derartiger Reichsmarkbeträge 
zur ſpäteren Wiederauszahlung an den Reiſenden oder zur 
Einzahlung auf Sperrkonto iſt unzuläſſig. Dies gilt auch 
für Beträge bis zu 50 AM. 


4. Währungsguthaben-Beſcheinigung 


Ausländer können ohne Genehmigung der Devifenftelle 
ausländiſche Zahlungsmittel bei der Ausreiſe aus Deutſch⸗ 
land nach dem Ausland überbringen, wenn fie die Zah: 


* 
ee. 
a 


lungsmittel laut einer Währungsguthaben⸗Beſcheinigung 
einer Deviſenbank zu Laſten ihres freien Währungsgut⸗ 
habens (Abſchnitt II 1 der Richtlinien für die Deviſen⸗ 
bewirſchaftung) erworben haben. Die Beſcheinigung iſt 
nach dem als Anlage 3 beigefügten Muſter zu erteilen, 
ihre Geltungsdauer darf höchſtens 3 Monate betragen. 
Sie berechtigt auch den in ihr genannten Beauftragten 


des Kontoinhabers zur Überbringung der Zahlungsmittel 
ins Ausland. 


Die Beſcheinigung iſt beim Grenzübertritt an den Soll: 
beamten abzugeben. Die Grenzzollſtelle hat fie an die 
Deviſenbank einzuſenden. 


IX. 

Deutſche Beamte, die im Auftrage einer Reichs 
oder Landesbehörde dienſtlich ins Ausland reiſen, 
konnen auf Grund einer ihrer Behörde erteilten allge- 
meinen Genehmigung, die zur Durchführung von Dienft- 
teifen ins Ausland berechtigt, in- und ausländiſche Zah— 
lungsmittel — keine Reichsmarknoten — ins Ausland 
überbringen, wenn ſie im Beſitz einer von der Behörde 
nach dem Muſter Anlage 4 ausgeſtellten Dienftreife- 
beſcheinigung ſind. 


Die Beſcheinigung iſt von der Behörde in doppelter 
Ausfertigung auszuſtellen. Das erſte Stück iſt von dem 
Beamten beim Grenzübertritt an den Zollbeamten abzu⸗ 
geben. Das zweite Stück iſt der Deviſenſtelle als Anlage 
zu den monatlichen Aufſtellungen einzureichen. 


. 
1. Die Beſtimmungen des Abſchnitt IX des RE 32/34 
D. St. ſind — teilweiſe abgeändert — in dem 


179/35 D. St. 8 N 
nn betreffend Geſchäftsreiſen, aufgegangen. 


25 Ortliche Sonderregelungen des Grenzverkehrs bleiben 
unberührt. Dies gilt inabefondere von dem allgemeinen 
Erlaß des Herrn Reichsminiſters der Finanzen vom 
31. Auguſt 1933 — O 1729 — 645 JI —, betreffend Mit⸗ 
nahme von Zahlungsmitteln im Kraftfahrzeugverkehr 
durch den polniſchen Korridor, und die Erlaſſe der Reichs⸗ 
ſtelle für Deviſenbewirtſchaftung vom 14. Januar 1935 
— Dev. A 2431/35 —, betreffend die Überbringung von 
Lohnbeträgen durch ſchweizeriſche Grenzgänger ins Aus— 
land, und vom 27. Juni 1935 — Dev. A 5/36 875/35 —, 
betreffend die Einführung von Marktbeſucherkarten für 
den deutſch-niederländiſchen Grenzbezirk. 

3. Die Zollſtellen werden von dem Herrn Reichsminiſter 
der Finanzen beſonders angewieſen. 


RE 


In Vertretung 


gez. Dr. Hartenſtein 
01729 — 968 II 


Antage ı 


239/35 D. St. 


um RE 
3 107/85 Le- St. 


Grenzbeſcheinigung 
Gültig bis zum 
Herr — Frau — Fräulein 


8 0 N Alls ee 
am f 

29292575 . zum vorübergehenden Aufenthalt nach 
Deutſchland eingereiſt, Inhaber.. des Paste 0 ee 


in gemäß Abſchn. II 28) der Richtlinien für die Devifen- 
ir u, berechtigt, die nach von nn 
r eingeführten Zahlungsmittel und Wertpapiere, 
nicht aber deren Gegenwert, ohne jede weitere Genehmi⸗ 
gung bei der Ausreiſe aus Deutſchland wieder mit 


zunehmen (nicht auch ins Ausland zu verſenden oder bei 
der Ausreiſe im aufgegebenen Reiſegepäck mitzuführen). 


Betrag 


Wa 
aut in Buchſtaben 


in Zahlen 


Reichsmark (Hartgeld) 
tſchech. Kronen 

öſterr. Schilling 

franz. Franken 

ſchweiz. Franken 

engl. Pfund 


Schecks Nr. über zuſ.: (1. B.) 


Wertpapiere 
) Andere Zahlungsmittel find handſchriftlich einzutragen. 


Reichsmarkbeträge, die im Inland durch Umwechſlung 
der vorſtehend aufgeführten Deviſen erworben ſind, 
dürfen bei der Ausreiſe in das Ausland nicht mitgenom⸗ 
men werden. Sie werden für die Ausreiſe ohne Genehmi- 
gung wieder in ausländiſche Zahlungsmittel umgewechſelt, 
wenn die Deviſenbank oder Wechſelſtube, welche die Um- 
wechſlung der Deviſen in Reichsmark vorgenommen hat, 
auf dieſer Grenzbeſcheinigung vermerkt hat, welche Beträge 
ſie in Reichsmark umgewechſelt hat. 

Die Geltungsdauer der Beſcheinigung kann auf Antrag 
durch die Deviſenſtelle eines Landesfinanzamtes (nicht 
durch ein Zollamt) verlängert werden. 

Die Beſcheinigung gilt nicht für Perſonen, die in 
e ihren Wohnſitz oder ſtändigen Aufenthalt 
aben. 

Sie iſt beim Grenzübertritt unaufgefordert an den 
Zollbeamten abzugeben. 
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Unterſchrift 
(Amtsſtempel) 


Anlage 2 
239/35 D. St. 


zum RE 107/35 Ue. St. 


Auszahlungsbeſcheinigung 


Herr — Frau — Fräulein 
in... 
zum vorübergehenden Aufenthalt nach Deutſchland ein⸗ 
gereiſt, Inhaber. .. des Paſſes Nu hat heute 


durch meine — unſere Vermittlung die nachſtehend auf- 
geführten Zahlungsmittel aus dem Ausland erhalten und 
iſt berechtigt, dieſe Zahlungsmittel, nicht aber deren 
Gegenwert, ohne jede weitere Genehmigung bei der Aus⸗ 
reife aus Deutſchland mitzunehmen (nicht auch ins Aus⸗ 
land zu verſenden oder bei der Ausreiſe im aufgegebenen 
Reiſegepäck mitzuführen). 
a) Ausländiſche Zahlungsmittel: 
F nn m 


Betrag 


nn | in Buchſtaben 


in Zahlen 


b) Reichsmarkbeträge aus der ſofortigen Umwechſlung 
folgender ausländiſcher Zahlungsmittel im Geſamt⸗ 
werte von RAM: 


Betrag 


Währung 
in Buchſtaben 


in Zahlen 


Reichsmarkbeträge, die im Inlande aus der ſofortigen 
Umwechſlung der oben unter b) aufgeführten Deviſen 
oder durch ſpätere Umwechſlung der oben unter a) auf⸗ 
geführten Deviſen erworben ſind, dürfen bei der Ausreiſe 
in das Ausland nicht mitgenommen werden. Sie werden 
ohne Genehmigung wieder in ausländiſche Zahlungsmittel 
umgewechſelt. Bezieht ſich die Auszahlungsbeſcheinigung 
auf Deviſen (ſiehe oben unter a), ſo gilt dies nur, wenn 
die Deviſenbank oder Wechſelſtube, welche die ſpätere 
Umwechſlung der Devifen in Reichsmark vorgenommen 
hat, auf der Auszahlungsbeſcheinigung vermerkt hat, 
welche Beträge an ausländiſchen Zahlungsmitteln ſie in 
Reichsmark umgewechſelt hat. 

Die Geltungsdauer der Beſcheinigung kann auf Antrag 
durch die Deviſenſtelle verlängert werden. 

Die Beſcheinigung gilt nicht für Perſonen, die in 
Deutſchland ihren Wohnſitz oder ſonſtigen Aufenthalt 
haben. | 
Sie ift beim Grenzübertritt unaufgefordert an den Zoll⸗ 
beamten abzugeben. 


„ denn 193 
Firmenſtempel Unterſchriften 
Anlage 3 
239/35 D. St. | 
zum RE 107/85 Ue. St. ü 
Währungsguthaben⸗Beſcheinigung 
Gültig bis zum 
e zu Laſten ſeines freien Währungsguthabens 


(Abſchn. II Nr. 1 der Ri) folgende ausländiſche Zahlungs⸗ 


mittel im Geſamtwerte von RM ausgehändigt 
zu haben. 
Währung N 


in Zahlen in Buchſtaben 


Ich / Wir beſcheinige / n hiermit, Herrn 
| 


(Unterſchrift der Deviſenbank) 


Ich / Wir habe /n die vorſtehend genannten Zahlungs⸗ 
mittel Herrn übergeben, der in 
meinem / unſerem Auftrag nach reiſt. 


(Unterſchrift) | 
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Dieſe Beſcheinigung berechtigt den in ihr genannten 
Kontoinhaber bzw. den durch ihn Beauftragten, die vor⸗ 
ſtehend genannten ausländiſchen Zahlungsmittel ohne Ge⸗ 
nehmigung der Deviſenſtelle bei der Ausreiſe aus Deutſch⸗ 
land mitzunehmen (nicht auch ins Ausland zu verſenden 
oder bei der Ausreiſe im aufgegebenen Reiſegepäck mitzu⸗ 
führen). 

Sie iſt beim Grenzübertritt unaufgefordert dem Zoll⸗ 
beamten abzuliefern. 


Anlage 4 
239/35 D. St. 
107/35 Le. St. 


zum RE 


Dienſtreiſebeſcheinigung 


eee reiſt in amtlichem Auftrage 
nach und führt beim Grenzübertritt 


a) inländiſche Zahlungsmittel — keine Reichsmark⸗ 
noten — im Geſamtbetrage von 
i. B.. See ee Reichsmark — und 


b) folgende ausländiſche Zahlungsmittel mit ſich: 


ee ee e e 


Betrag 


Währun 
en in Zahlen in Buchſtaben 


Er iſt berechtigt, dieſe Zahlungsmittel auf Grund einer 
der unterzeichneten Behörde erteilten Allgemeinen Geneh- 
migung ins Ausland mitzunehmen (nicht auch ins Aus- 
land zu verſenden oder bei der Ausreiſe im aufgegebenen 
Reiſegepäck mitzuführen). 

Dieſe Beſcheinigung iſt beim Grenzübertritt unauf- 
gefordert an den Zollbeamten abzugeben. 


j—ͤ—ͤ— , DIR Mt 


„% 


(beglaubigte Unterſchrift). 


Bezeichnung der Strafſachen 
— Ohne weitere Mitteilung — 


Mit Rückſicht auf die Verwendung, die das Wort 
»Genoſſen« in Bezeichnung wie »Parteigenoſſec und 
»Volksgenoſſe« findet, iſt es unerwünſcht, Strafſachen, 
an denen mehrere Perſonen als Beſchuldigte 
(Angeklagte, Verurteilte) beteiligt ſind, durch den 
Zuſatz »und Genoſſen« zu kennzeichnen. Ich erſuche daher, 
hierfür künftig die Bezeichnung »und Andere« zu ver⸗ 
wenden. 


RF M. vom 28. Dezember 1935 — 0 2160 A — 68 III 


II. Zölle und ſonſtiger Verkehr mit dem Auslande 


Durchführung der Vertragsbeſtimmung zu Tarifnr. 118 
über eingeſalzenen Rogen von Seehaſen 


— Ohne weitere Mitteilung — 


> mit Verfügung vom 9. März 1934 — 2 1400 
— 493 II — (RZ. S. 158) mitgeteilte Zeugnis (vgl. 
auch Verfügung vom 9. Mai 1935 — 7 1400 — 913 II 


NSBl. S. 212 —) wird künftig von dem Miniſteriet For 
Landbrug Og Fiskeri Fiskeridirektoratet ausgeſtellt und 
von dem Fiſchereidirektor C. Trolle Thomſen bzw. dem 
Kontorchef B. Dineſen unterzeichnet werden. Eine Nach⸗ 
bildung des Stempelabdrucks und der Namensunterſchriften 
iſt hierunter abgebildet. 

RAM. vom 31. Dezember 1935 — 7 1400 — 2315 II 


MINISTERIET FOR LANDBRUG 06 FISKERI 
FISKERIDIREKTORATET 


C. Trolle Thoms ROTE 


Mur 


B. Dinesen, 


Amtliche Zollauskunft 
(Sonderabdrucke werden nach Ablauf des Vierteljahres geliefert) 
Aufhebung von Zollauskünften 


Die im Nachrichtenblatt für die Zollſtellen 1906 S. 22 
und 1911 S. 30 veröffentlichten Auskünfte 115/06 und 
53/11 über »Speiſeeisbereitungsmaſchinen« — Tarif- 
nummer 828 — ſind aufgehoben worden. 


RIM. vom 21. Dezember 1935 — 2 1400 — 2005 IT 


Zollbehandlung von Speiſeeisbereitungsmaſchinen 
— Ohne weitere Mitteilung — 


; Die zur Verwendung im Haushalt beftimmten Waren 
allen aus einem mit eifernen Beſchlägen verſehenen 
fan Gefäß aus Fichtenholz und einem darin be- 
ien kleineren Weißblechbehälter mit Rührwerk aus 
verzinntem Gußeiſen, d f 

e Drehkurbel as durch eine am Eimerrande an- 
werden 1 el mit Getriebe in Bewegung geſetzt 


Zur Eisbereitung wird der freie Raum zwiſchen innerer 


Eimerwand und Weißblechbehälter mit kleinen Eisſtücken 
und Salz ausgefüllt, die Speiſeeismaſſe in den Bebälter 
eingefüllt und das Rührwerk in Tätigkeit geſetzt. Dieſes 
ſoll die Speiſeeismaſſe in Bewegung halten, um eine gleich⸗ 
mäßige Einwirkung der Kälte auf alle Teile der Speiſe⸗ 
eismaſſe zu ermöglichen. 

Begehrt war, 
als Haus. oder 
Maſchinen der 
kräftigen Einf 
finanzamts M 


durch amtliche Zollauskunft die Waren 
Küchengeräte der Tarifnr. 828 oder als 
Tarifnr. 906 D zuzuweiſen. Durch rechts 
pruchsbeſcheid des Präſidenten des Landes⸗ 
unchen vom 29. Mai 1935 find die Waren 


Ron torobe f. 


jedoch als nicht beſonders genannte, grobe Holzwaren an— 
geſprochen worden. Maßgebend hierfür waren im weſent⸗ 
lichen folgende Gründe: 


Im Warenverzeichnis iſt beim Stichwort »Speiſeeis⸗ 
bereitungsmaſchinen« auf das Stichwort »Geräte« ver- 
wieſen. Vorausſetzung für die Verzollung als Geräte iſt 
aber, daß ſich die Waren als Geräte und nicht als 
Maſchinen im zolltariflichen Sinne darſtellen. Das iſt 
der Fall. Die Waren ſind zolltariflich keine Maſchinen, 
weil die nutzbare Bewegung nicht der Hauptzweck der Vor⸗ 
richtung iſt. Als Haus- oder Küchengeräte im zolltarif- 
lichen Sinne, auf die das Stichwort »Geräte« verweiſt, 
können ſie jedoch auch nicht angeſprochen werden, weil ſie 
bei den gleichlautenden Stichworten nicht nach ihrer eigen- 
tümlichen Beſchaffenheit aufgeführt find. Als Haus- oder 
Küchengeräte aus Eiſen könnten ſie nur dann verzollt 
werden, wenn die Beſtandteile aus ſchmiedbarem oder aus 
nicht ſchmiedbarem Eiſen nach Ausſehen und Verwen⸗ 
dungszweck vorherrſchten. Das iſt nicht der Fall. Die 
Waren kennzeichnen ſich vielmehr als aus verſchieden tari⸗ 
fierten Beſtandteilen zuſammengeſetzte Gegenſtände im 
Sinne der Vorbemerkung LO zum WV., denen nach Aus⸗ 
ſehen das Holzgefäß, dem Verwendungszwecke nach der 
Weißblechbehälter den vorherrſchenden Charakter verleiht. 
Es hat daher die Tarifierung Platz zu greifen, durch die 
die Verzollung nach dem höheren Sollſatz herbeigeführt 
wird. Das geſchieht durch die Zollbehandlung als Holz— 
waren. 

Als Böttcherwaren können die Speiſeeisbereitungs⸗ 
maſchinen nicht angeſprochen werden, weil ſie nach dem 
Gutachten eines Sachverſtändigen keine Böttcherwaren 
im Sinne der Verkehrsanſchauung ſind. 
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III. Verbrauchsabgaben 


5. Vranntweinmonopol zwecken in Krankenanſtalten und Kliniken, ſoweit 
nicht eine Heilwirkung, wie z. B. bei Einreibungen, 
Bekanntmachung Spülungen oder Umſchlägen, beabfichtigt ift: 
Die mit Wirkung vom 1. Januar 1934 in Kraft ge⸗ 0,5 kg Kampfer oder 
tretene neue Faſſung der 0% kg Kampfer und 0, kg Chloroform oder 
Techniſchen Beſtimmungen 1,02 Petroleumbenzin oder 
(T. B.) 1,02 verflüſſigte Karbolſäure, «. 
(Nl. 1933 S. 569) wird in folgenden Punkten ab- | 10. Im 8 30 erhält die berſchrift die Faſſung: 
geändert oder berichtigt: »Vorſchriften, nach denen Branntwein zu ver⸗ 
1. In $3 Abſchnitt II unter A Abb. 1 iſt im zweiten e eee 
Satz ſtatt des Wortes »dieſen« zu ſetzen: »den amt⸗ machen ift. 
lichen e. (Vw. O. 8899 Abſ. 2, 101, 116 und 118) «. 
i 11. Im 8 30 Abſchnitt III iſt ein neuer Ab 4) ein⸗ 
2. Im 8 3 Abſchnitt II unter A Abſ. 1 iſt am Ende en LE ee 
der erſten Zeile der fehlende Teil der Klammer zu „() Die ausreichende Durchmiſchung des unter 
eee ſtändiger amtlicher Überwachung verarbeiteten 
3. Im 83 Abſchnitt III unter B Ziff. 3 Abſ. 1 iſt der Branntweins iſt nach der im § 31 Abſchnitt II 
im erſten Satz in der Klammer ſtehende Hinweis Abſ. 3 gegebenen Anleitung nachzuprüfen, ſofern in 
»Ziffer 2« in „Ziffer 3« abzuändern und hinter die einem Gefäß mehr als 100 “ Weingeiſt verarbeitet 
Klammer ein Komma zu ſetzen. worden ſind. 
4. Im 8 4 Abſchnitt 1 Abſ. 3 iſt im erſten Satz das Der bisherige Abſat »(2)« erhält die Zahl »()«. 
Wort »Rohgewicht« in »Reingewicht« abzuändern. 12. Im 8 5 Abſchnitt II Ziff. 3 iſt »2 come in »I cems 
. . 1 zu ändern. 
5. Im § 4 AbſchnittlI unter B erhalten die Abſätze 2 5 5 1 5 
»(2) Die im Betriebsblatt AWF 66?) enthaltenen 5 0 N e 
Vorſchriften ſind zu beachten. Vor der Verwägung N Word ac e Satz hinter 105 
iſt feſtzuſtellen, ob die Gleiswaage im unbelaſteten VJ u ‚leben un 
5 5 ſchwi t und einſpielt. Schwingt ſie einzufügen: »die nicht zur Verwendung im eigenen 
ale frei ! die 5 . 15 peſekigen 0 ielt Gewerbebetriebe des Herſtellers, ſondern zum Handel 
ſe nah en, fo if fie Such Wischen des Hecler zee e 
1 a 7 7 f 1 f 
gewichts (Feinausgleich) zum Einspielen zu bringen. 15. Die Aufſtellung im § 35 Abſchnitt IT Abf. 2 iſt wie 
a & 4 folgt abzuändern: 
(3) Bei der Verwägung iſt der Wagen ſo auf⸗ 1 
zuſtellen, daß ſeine Mitte höchſtens 1 Meter von der Temperaturgrad Befüllung 
Mitte der Brücke entfernt ist. Jede Wägung iſt min⸗ 0 SS 
deſtens einmal nach Betätigung der Feſtſtell⸗ und wir 98 
Entlaſtungsvorrichtung zu wiederholen. 110 990 „ 
= Von den ermittelten Gewichten iſt das Durch⸗ les 995 „ 
ſchnittsgewicht zu bilden und der Abfertigung zu— ＋ 20 1000 „ 
grunde zu legen, ſofern die Werte um nicht mehr als ＋ 24 En 
1 Tauſendſtel des niedrigeren Gewichts voneinander = 1005 cem 
abweichen. Wird eine größere Abweichung feſtgeſtellt, „ A) 1010 „ 
ſo 05 unter e des Befundes die Eichbehörde 16. Im 8 39 Abſ. 8 erhält der erſte Satz folgende 
zu benachrichtigen. Faſſung: 
6. 8 5 Abſ. 2 erhält folgende neue Faſſung: 15 N ee el Be: 
»(2) Sollen auf ein Abfertigungspapier mehrere zur Sergallung keimen ; een un 
RA] Gasser, Ballen 110 880 mende nie) ng: dem Treibſtoffſpiritus auf einmal 
fo iſt von jedem Einzelgefäß das Roh- und Eigen- n 
gewicht zu ermitteln und daraus das Geſamtrein-⸗ 17. dune 0 10 iſt hen 960 2 
gewicht zu berechnen. Sofern die bei der Vor⸗ hinter »Waſſer« einzufügen: (8 2 6) 4. 
führung für die einzelnen Gefäße angegebenen | 18. In einem Teil der Handausgabe iſt im § 40 die 
Stärken des Branntweins nicht weſentlich verſchieden Überſchrift des Abſchnittes II unvollſtändig, fie 
) ſtändig, 
ſind, iſt aus allen Gefäßen eine gleich große Menge lautet: »Probenentnahme«. 
zu entnehmen und zu einer Durchſchnittsprobe zu | 19. Im 8 43 Abſchnitt IV Ziff. 4 iſt an dem in Abbil⸗ 
vereinigen. « 1192 5 me e e für die Ent- 
9 S ; h ernung von der Kugel bis zur Abzweigung ange- 
6 Nen lern er ee gebene Maß von »35 mın« in »55 mm« abzuändern. 
. F 20. In Tafel A ($ 45) iſt die für 96,4 Gewichtshundert⸗ 
8. Im § 20 Abſchnitt II unter B erhält der letzte Abſatz teile angegebene Zahl von »98,7« Raumhundert⸗ 
die Zahl »(B)«. teilen abzuändern in »97,8«. 
9. 827 Abſchnitt II Ziff. 2 unter h erhält folgende Berlin, den 27. Dezember 1935 
eee ua ee nbEDeampelg Reichsmonopolverwaltung für Branntwein 
y) Betriebsblatt AWV 66 des Ausſchuſſes für wirtſchaftliche Reichsmonopolamt 
Fertigung beim Reichskuratorium für Wirtſchaftlichkeit: Bedienung Nebelung 


und Inſtandhaltung von Fuhrwerks⸗ und Gleiswaagen. 
Verlag G. m. b. H. Berlin SW'ᷓ19). 
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